Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3676 


Der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen 


Bonn, den 25. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Enteignungswelle in der DDR gegenüber gewerblichem 
Privateigentum 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/3642 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU beantworte ich 
wie folgt: 


I. 

Die Bundesregierung ist bereits in ihren Antworten vom 
23. Juni 1972 auf die Fragen der Herren Kollegen Horten und 
Reddemann auf die Hintergründe der neuen Verstaatlichungs- 
aktion eingegangen. Inzwischen hat der Bericht des Politbüros 
an das 6. ZK der SED, in dem der fast vollständige Abschluß der 
Aktion gemeldet wurde, die seinerzeit geäußerten Beurteilun- 
gen bestätigt. 

Die nach dem Sprachgebrauch der SED „revolutionäre Um- 
wälzung" sollte der „Stärkung der sozialistischen Produktions- 
verhältnisse" dienen, also der Beseitigung von Privateigentum 
an Produktionsmitteln. Sie hat einen deutlichen ideologischen 
Hintergrund, der auch in anderen aktuellen Entwicklungen in 
der DDR sichtbar wird. Der Einfluß der SED auf die Betriebe soll 
verstärkt, die Einkommensverhältnisse nivelliert werden. Wirt- 
schaftliche Erwägungen dürften nicht im Vordergrund gestanden 
haben. Das Tempo der Aktion ist zunehmend gesteigert worden. 

Die Aktion richtet sich gegen Industrie- und Baubetriebe, die 
noch in privater Hand waren oder an denen bereits eine staat- 
liche Beteiligung bestand, sowie gegen industriell produzierende 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks. Offenbar sind 
auch die wenigen noch bestehenden privaten Großhandels- 
betriebe einbezogen worden. In erster Linie sind aber die Be- 
triebe mit staatlicher Beteiligung, also halbstaatliche Betriebe 
betroffen, in denen ohnehin die Rechte der Komplementäre 
schon äußerst beschränkt waren. Die Sektoren der reinen Hand- 
werksbetriebe, des Einzelhandels, des Gaststättenbereichs so- 
wie der Hotels und Beherbergungseinrichtungen, die noch einen 
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größeren privaten Anteil aufweisen, sind, von Ausnahmen ab- 
gesehen, nicht betroffen. 

Als Ergebnis der Aktion meldet die SED die Bildung von 10 900 
neuen volkseigenen Betrieben und die Überführung von über 
430 000 Arbeitern und Angestellten in den sozialistischen Sek- 
tor. Damit ist die Entwicklung zu Ende geführt worden, die 
bereits 1945/46 mit den Enteignungen in der sowjetischen Be- 
satzungszone eingeleitet wurde. 

Bereits im Jahre 1971 entfielen 83,3 ®/o der industriellen Waren- 
produktion auf Volkseigene Betriebe (VEB). Dieser Anteil hat 
sich jetzt auf 99,4 Vo erhöht. Während im Vorjahr 82,1 ®/o der 
industriell Beschäftigten in VEB tätig waren, sind es jetzt gleich- 
falls 99 , 40 / 0 . 

Die industriellen Produktionsmittel der DDR sind damit nun 
auch formell nahezu vollständig in staatlicher Hand. 


II. 


Zu den einzelnen Fragen nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Welchen Stand hatte das gewerbliche Privatvermögen in der 
DDR (Privat- und halbstaatliche Betriebe in Industrie, Dienst- 
leistungsgewerbe und Handwerk) vor dem Beginn der laufen- 
den Enteignungswelle? 

Nach offiziellen statistischen Angaben der DDR gab es 1970 in 
der Industrie (einschließlich Bauindustrie) 

VEB 3055 

Betriebe mit staatlicher Beteiligung 6457 

Privatbetriebe 3393. 

Da es sich hierbei aber ausschließlich um Klein- oder Mittel- 
betriebe handelte, war die wirtschaftliche Bedeutung des Privat- 
sektors ungleich geringer. Das zeigt sich deutlich an der Zahl 
der Beschäftigten: 

VEB 2,7 Mio 

Betriebe mit staatlicher Beteiligung 0,4 Mio 

Privatbetriebe 0,08 Mio 

Der Anteil des Privatsektors, d. h. der Privatbetriebe und der 
Betriebe mit staatlicher Beteiligung, belief sich, gemessen an der 
Zahl der Beschäftigten, auf rd. 15 0/0 und an der industriellen 
Produktion auf rd. 1 1 0 / 0 . über die Höhe des im Industriesektor 
vor der Verstaatlichungsaktion noch vorhandenen Privatver- 
mögens lassen sich keine zuverlässigen Angaben machen. 

Im Handwerksbereich bestanden 1970 4458 Produktionsgenois- 
senschaften. Wieviele von ihnen als „industriell produzierend" 
angesehen und daher verstaatlicht wurden, ist nicht zu über- 
sehen. 
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Zum Vergleich: In den bisher von der Verstaatlichungsaktion 
offenbar nicht betroffenen Bereichen gab es 1970 noch folgende 
private Betriebe: 


Handwerk 116 478 

Einzelhandel 72 045 

Gaststätten 13 745 

Beherbergungs- 
betriebe 1 714 


(96,3 Vo der Betriebe in diesem Bereich) 
(48,1 Vo der Betriebe in diesem Bereich) 
(40,2 ®/o der Betriebe in diesem Bereich) 

(62,7 Vo der Betriebe in diesem Bereich) 


2. Wie viele Komplementäre und Firmeninhaber bzw. welche 
Kapitalbeträge wären demnach entsprechend dem derzeitigen 
Stand der Aktion von den Zwangsmaßnahmen betroffen? 

Nach den unter 1. genannten Zahlen dürften über 10 000 Be- 
triebe des Privatsektors von der Verstaatlichungsaktion be- 
troffen sein. Diese Zahl entspricht - unter Berücksichtigung der 
gleichfalls betroffenen industriell produzierenden Produktions- 
genossenschaften - der von der SED gemeldeten Bildung von 
10 900 neuen VEB. 

Die genaue Zahl der betroffenen Firmeninhaber und Komple- 
mentäre ist nicht bekannt, liegt aber erheblich über 10 000, da es 
sich häufig um Gesellschaften handelte. 


3. Welche Praktiken von „Druck- und Zwangsmitteln" (StS Herold 
am 23. Juni 1972) werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
bei den Enteignungen angewendet? 

Auf die Betroffenen ist nach den bisher vorliegenden Erkennt- 
nissen in erster Linie psychologischer und wirtschaftlicher Druck 
ausgeübt worden. Die Agitation in den Betrieben scheint eine 
große Rolle gespielt zu haben. Das Gewicht dieser Druckmittel 
war in aller Regel ausreichend, um die Betroffenen resignieren 
zu lassen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß schon vor der Ver- 
staatlichungsaktion bei Betrieben mit staatlicher Beteiligung die 
Inhaber de facto nur die Stellung von Geschäftsführern hatten 
und auch die Inhaber von privaten Industriebetrieben eng in 
das planwirtschaftliche System eingepaßt waren und sich nicht 
mehr als freie Unternehmer fühlen konnten. In einer beträcht- 
lichen Anzahl von Fällen ist den bisherigen Betriebsinhabern 
die Weiterbeschäftigung als Geschäftsführer zugesichert wor- 
den. Soweit die Betroffenen Westdeutsche oder Ausländer sind, 
ist die Verstaatlichungsaktion offenbar über ihren Kopf hinweg 
erfolgt. Es ist bisher kein Fall registriert, in dem mit westdeut- 
schen Inhabern oder Gesellschaftern über die Übernahme ver- 
handelt worden ist. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß audi die den bisherigen 
Betriebsinhabern formal zugestandenen Entschädigungen kon- 
fiskatorisch behandelt werden, und vermag sie hierüber nähere 
Angaben zu machen? 

über Art und Umfang der Entschädigungen ist bisher wenig 
bekannt geworden. 
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Formell werden die Unternehmen bzw. Anteile vom Staat er- 
worben. über den Abfindungsbetrag wird individuell entschie- 
den. Dabei dürften die Buchwerte als Orientierung dienen, die 
sich nach der Neubewertung der Grundmittel im Rahmen der 
Industriereform ergeben haben. 

über den Abfindungsbetrag kann nach allen vorliegenden In- 
formationen nicht frei verfügt werden. Eine Verordnung vom 
15. Dezember 1970, die für Auseinandersetzungsansprüche 
privater Gesellschafter in Betrieben mit staatlicher Beteiligung 
ratenweise Auszahlungen bis zu 10 000 M pro Jahr vorsah, ist 
zwar am 13, März 1972 aufgehoben worden. Vermutlich wird 
aber noch entsprechend verfahren. Wenn der Betriebsinhaber 
als Geschäftsführer weiterbeschäftigt wird, soll die Auszahlungs- 
rate auf 3000 M jährlich begrenzt werden. 

Die Abfindungsbeträge von Westdeutschen und Ausländern 
werden auf Sperrkonten festgelegt. 


5. Sind der Bundesregierung vielfache Aufforderungen der be- 
troffenen und anderer DDR-Einwohner sowie von Bundes- 
bürgern bekannt, die Enteignungswelle mit ihren schwerwiegen- 
den menschlichen, sozialen und politischen Folgen öffentlich zu 
verurteilen und sich für ihre Beendigung einzusetzen? 

Die Bundesregierung hat Zuschriften zu der Verstaatlichungs- 
aktion erhalten. 

Die Betroffenen sind sich in der Mehrzahl bewußt, daß Proteste 
der Bundesregierung nicht zur Besserung ihrer Lage beitragen 
können, wie auch bisher Proteste nicht die innere Entwicklung 
in der DDR zu beeinflussen oder zu verhindern vermochten. 

Die ablehnende Haltung der Bundesregierung zu den Verstaat- 
lichungsaktionen der DDR hat sich nicht verändert. 

Es geht jetzt vor allem darum, den in der Bundesrepublik Be- 
troffenen im Rahmen des Möglichen praktische Hilfe zu leisten. 
Dazu gehören Bemühungen der Bundesregierung, die Trans- 
ferierbarkeit von Sperrkonten zu erreichen. 


6. Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, ob im Zu- 
sammenhang mit diesen Enteignungsmaßnahmen der DDR-Be- 
hörden Verhaftungen vorgekommen sind und ob es Ver- 
urteilungen gegeben hat? 

Es sind weder Verhaftungen noch Verurteilungen im Zusam- 
menhang mit der Enteignungsaktion bekannt geworden, wohl 
aber angebliche Androhungen von Gerichtsverfahren. 


In Vertretung 

Herold 



